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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 


1, Abgeordneter Trifft die im Jahr 1972 von Prof. Heribert 
Dr. Schöfberger Heinrichs (Pädagogische Hochschule Hildes- 
(SPD) heim) getroffene Feststellung immer noch zu, 

daß die Kinder der Bundesrepublik Deutsch- 
land während ihrer Entwicklung zwischen dem 
fünften und dem fünfzehnten Lebensjahr auf 
den Bildschirmen des Fernsehens den mehr 
oder weniger brutalen und grausamen Tod von 
etwa 12 500 Menschen vorgeführt bekommen 
und miterleben, oder verfügt sie inzwischen 
über neue Erkenntnisse? 


Verfügt die Bundesregierung über Erkennt- 
nisse, wie sich eine langjährige und intensive 
Darstellung von Gewaltverbrechen und Grau- 
samkeiten im Fernsehen auf die Kriminalität, 
insbesondere auf die Jugendkriminalität, aus- 
wirkt, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegen diese Auswirkung und ihre Ursachen 
zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordneter Auf welche jährlichen Wohnungsbauleistungen 
Dr. Schneider im sozialen Wohnungsbau geht die Bundes- 
(CDU/CSU) regierung unter Zugrundelegung der mittel- 

fristigen Finanzplanung des Bundes in dem 
Finanzplanungszeitraum bis 1979 aus? 


4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Miet- 

Dr. Schneider Situation und die Mietenentwicklung der seit 

(CDU/CSU) etwa 1970 mit degressiv gestaffelten Aufwen- 

dungsdarlehen geförderten Sozialwohnungen, 
welche Maßnahmen hält sie für erforderlich, 
um die dadurch bedingten sozial untragbaren 
Mietsteigerungen auszugleichen, und von wel- 
chen quantitativen Überlegungen geht sie da- 
bei aus? 


2. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen immer noch die Ge- 
währung von technischer Hilfe an reiche Ent- 
wicklungsländer ohne volles Entgelt vorsieht, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung unternommen, damit durch ange- 
messene Bezahlung dieser Leistungen zusätz- 
liche Mittel für die wirklich unterstützungs- 
bedürftigen Länder aufgebracht werden und 
ungerechtfertigter Subventionierung ein Ende 
bereitet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein Bundesverfassungsrichter 
Walther sich mit den Worten „mich hat niemand zu 

(SPD) kontrollieren, selbst der liebe Gott hat mir 

nichts zu sagen", weigerte, seine Personalien 
vom Bundesgrenzschutz beim Betreten des 
Bundesverfassungsgerichtsgebäudes überprü- 
fen zu lassen, und wenn ja, wie gedenkt die 
Bundesregierung die Sicherheit des Bundes- 
verfassungsgerichts zu gewährleisten? 


7. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Sicherheit des Bundes- 
verfassungsgerichts auch dadurch nicht zu ge- 
währleisten ist, daß Dienst- und andere Fahr- 
zeuge im Grundstücksbereich des Bundesver- 
fassungsgerichts auch von anderen Personen 
als Mitglieder des Gerichts (z. B. Familienan- 
gehörigen) unkontrolliert benutzt werden, und 
wenn ja, wird die Bundesregierung die Kon- 
trolle verschärfen? 


8. Abgeordneter 

Hofmann 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung jetzt schon Aus- 
kunft darüber geben, wieviel Kredite und 
Unterstützungen mehr bewilligt wurden, nach- 
dem durch die mit dem 1. Januar 1975 in Kraft 
getretene Änderung des Heimkehrergesetzes 
beachtliche Mittel der Heimkehrerstiftung vor- 
zeitig zur Verfügung gestellt wurden? 


9. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Ko- 
sten für die Überprüfung von 422 400 Ange- 
hörigen oder Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst durch den Verfassungsschutz in der 
Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 30. Juni 1975 
etwa 11 Million DM betrugen, und wenn ja, 
welche Folgerungen wird die Bundesregierung 
daraus unter Berücksichtigung eines angemes- 
senen Kosten-Nutzen-Verhältnisses ziehen? 
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10. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


11. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 

12. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Wüster 


(SPD) 


14. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


15. Abgeordneter 

Emeis 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kom- 
petenzstreitigkeiten und das Geltungsgerangel 
des unkoordinierten Luftrettungswesens zivi- 
ler und privatwirtschaftlicher Rettungsorgani- 
sationen in der Bundesrepublik Deutschland, 
und was kann sie tun, um entsprechend der 
bewährten Verfahrensweise ausländischer Bei- 
spiele diese — häufig lebensgefährlichen — 
Mißstände zu beseitigen? 

Inwieweit können dabei die optimal arbeiten- 
den Rettungsdienste der Bundeswehr besser 
einbezogen werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit und die gesetzlichen Möglichkei- 
ten, der offensichtlichen Umgehung des § 25 
des Parteiengesetzes, der bei Spendenleistun- 
gen über 20 000 DM an politische Parteien die 
Angabe des Namens und der Anschrift des 
Spenders zwingend vorschreibt, Einhalt zu 
gebieten, und wird sie entsprechende Schritte 
unternehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob mit akti- 
ver Unterstützung der faschistischen „Nationa- 
listischen Bewegungspartei'', die derzeitiger 
Mitträger der Regierungsverantwortung in der 
Türkei ist, sich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nationalsozialistisch-rassistische Gruppie- 
rungen gebildet haben, die im Rahmen einer 
massiven faschistischen Indoktrination direkt 
zu strafbaren Handlungen, einschließlich Mord, 
auf rufen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Gefahr von verschärften Auseinanderset- 
zungen innerhalb des türkischen Bevölkerungs- 
teils und damit eine Gefährdung der Sicherheit 
und Ordnung an Wohn- und Arbeitsplätzen 
zu unterbinden? 

Ist die Bundesregierung bereit, umgehend die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß sowohl weibliche als auch männliche 
Beamte auf Antrag grundsätzlich in eine halbe 
Planstelle eingewiesen werden können, damit 
den Ländern die Möglichkeit gegeben wird, 
besonders im Bereich der Schulen Planstellen 
freizumachen, die mit arbeitslosen Lehrern 
besetzt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Planstellen in der Dienststelle 
Berlin des Deutschen Patentamts nur deshalb 
nicht besetzt werden, weil am Sitz des Deut- 
schen Patentamts in München noch eine größe- 
re Zahl kw-Stellen besetzt sind, und wenn ja, 
inwiefern wird dies für vertretbar gehalten? 
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17. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Maßnahmen ergriffen werden müssen, um 
Veröffentlichungen von Urteilen vor deren 
Verkündung entgegenzuwirken, und wenn ja, 
welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 


18. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hat die Praxis unserer Landgerichte 
von der mit Gesetz zur Entlastung der Land- 
gerichte und zur Vereinfachung des gericht- 
lichen Protokolls vom 20. Dezember 1974 ge- 
troffenen Neuregelung des „allein entschei- 
denden Einzelrichters" Gebrauch gemacht, und 
welche Erfahrungen konnten in dem abgelau- 
fenen Jahr mit dem neuen Einzelrichtersystem 
z. B. hinsichtlich der früher oft beklagten lan- 
gen Verfahrensdauer, der Qualität der Ent- 
scheidungen oder der Einarbeitung junger 
Richter in die Praxis gesammelt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemeldung zu, wonach die 
Dienststelle der Bundesschuldenverwaltung in 
Berlin bis Mitte 1976 aufgelöst werden soll, 
weil diese „infolge des Rückgangs der Auf- 
gaben nicht mehr benötigt wird"? 


20. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


Von welchen Arbeitslosen- und Kurzarbeiter- 
zahlen für den Jahresdurchschnitt 1975 ging 
die Bundesregierung bei der Vorlage des 
Nachtragshaushalts 1975 aus, und wie hoch 
waren die Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzah- 
len wirklich im Jahresdurchschnitt 1975? 


21. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


Von welchen Arbeitslosen- und Kurzarbeiter- 
zahlen ist bei der Bemessung der Liquiditäts- 
zuschüsse im Regierungsentwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1976 und bei der Vorausschät- 
zung der voraussichtlichen Ausgaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit für 1976 durch den Ver- 
waltungsrat am 26. November 1975 ausge- 
gangen worden? 


22. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung auf dem 
Sektor der Bausparförderung in absehbarer 
Zeit nach der Steuerreform und auch den Ein- 
schränkungen des Haushaltsstrukturgesetzes 
weitere Einschränkungen zu Ungunsten bau- 
sparwilliger Bürger, und wie begründet sie 
diese Haltung? 
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23. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


25. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Leicht 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Höcherl 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die durch die Einschränkungen 
im Bereich staatlicher Bausparförderung dem 
Baumarkt entzogenen Mittel den konjunkturel- 
len Einbruch auf diesem Sektor maßgeblich 
verstärkt haben, und wäre nicht gerade im 
Hinblick auf den sogenannten Multiplikato- 
reneffekt angesichts der derzeitigen Arbeits- 
marktlage eine Wiederanhebung der Bauspar- 
förderung wünschenswert? 


Ist die Bundesregierung bereit, den erneut 
erhobenen Vorwürfen steuerlicher Manipula- 
tionen im Zusammenhang mit der Zahlung 
von Spenden von gemeinnützigen Körper- 
schaften an politische Parteien noch einmal 
nachzugehen und eingehende Prüfungen vor- 
zunehmen? 


Hat das Bundesfinanzministerium klare Richt- 
linien für die Abschreibungsdauer sowie über 
die Abschreibungsfähigkeit von Patent- und 
know how-Lizenzen gegeben, die es einem 
Unternehmen ermöglichen, Kalkulationsgrund- 
lagen für die Durchführung von Innovationen 
auf der Basis zugekaufter Lizenzen zu schaffen, 
und wenn ja, welche? 


Wie hoch war der Bilanzgewinn der Deutschen 
Bundesbank (gegebenenfalls Schätzung) im 
Jahr 1975 vor und nach Tilgung der Bilanz- 
verluste aus den Vorjahren? 


Mit welchen Gewinnabführungen der Deut- 
schen Bundesbank an den Bundeshaushalt ist 
im Regierungsentwurf des Haushaltsplans 1976 
und im Finanzplan für die einzelnen Jahre bis 
1979 gerechnet, und inwieweit können aus 
heutiger Sicht insoweit Mehreinnahmen in den 
Jahren bis 1979 erwartet werden? 


Wie hoch sind per 31. Dezember 1975 die For- 
derungen der Rentenversicherungsträger ge- 
genüber dem Bund auf Grund der Kreditierung 
von Teilen der Bundeszuschüsse in der Ver- 
gangenheit (Aufschieben von Fälligkeiten) im 
Wege der „Stundung" oder gegen Gewährung 
von Schuldbuchforderungen oder Schuldurkun- 
den, und wann werden diese fällig? 


In welcher Höhe rechnet die Bundesregierung 
damit, den Trägern der Rentenversicherung im 
Hinblick auf die von der Deutschen Bundes- 
bank und anderen Stellen bereits für das 
2. Halbjahr 1976 befürchteten Liquiditäts- 
schwierigkeiten Liquiditätshilfen z. B. durch 
vorzeitige Fälligstellung dieser Forderungen 
gewähren zu müssen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 
Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


31. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Münster) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Münster) 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Inwieweit liegen der Bundesregierung Berichte 
darüber vor, daß Unternehmen nach den ge- 
setzlichen Bestimmungen Zuschüsse des Bun- 
des für die Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
Anspruch nehmen und nach abgeschlossener 
Investition Zweigwerke ganz oder teilweise 
stillegen und auf diese Weise de facto keine 
neuen Arbeitsplätze schaffen, und welche Fol- 
gerungen wird sie daraus ziehen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, bei Inanspruchnahme von Förde- 
rungsmittel zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
Auflagen zu machen oder doch zumindest 
darauf zu dringen, daß es sich tatsächlich um 
die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze han- 
delt und nicht durch Stillegungen von Zweig- 
werken die vorgegeoene Absicht ins Gegenteil 
bewirkt wird? 

In welchem Umfang werden kleine und mitt- 
lere Unternehmen von den verschiedenen 
Ressorts der Bundesregierung bei der Ver- 
gabe von Aufträgen aus dem Gesamtvolumen 
der Aufträge berücksichtigt? 

Wie hat sich dieser Anteil in den zurücklie- 
genden Jahren entwickelt, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu unternehmen, um 
diesen Anteil so zu steigern, wie es der Be- 
deutung und der Leistungsfähigkeit der klei- 
nen und mittleren Unternehmen entspricht? 

Ist die Meldung der Düsseldorfer Nachrichten 
vom 25. Februar 1976 zutreffend, ein heutiger 
Mitarbeiter der Waffenhandelsfirma Merex 
habe mit gefälschten Dokumenten im Jahr 1969 
vom Bundeswirtschaftsministerium die Aus- 
fuhrgenehmigung von 500 Napalmbomben er- 
schlichen, die aus alten Beständen der Bundes- 
wehr stammten, und welche Folgerungen wird 
die Bundesregierung daraus ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


35. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Befürwortet die Bundesregierung die Einfüh- 
rung einer gesetzlichen Meldepflicht für junge 
Arbeitslose, die den Vorteil hätte, daß ein jun- 
ger Arbeitsloser vom Arbeitsamt beraten und 
auf die Möglichkeiten der Teilnahme an Bil- 
dungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
hingewiesen werden könnte, und wenn ja, 
gedenkt sie, gesetzliche Maßnahmen zu er- 
greifen? 
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36. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


38. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Geschäftsbereich 


39. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Befürwortet die Bundesregierung die Erweite- 
rung der Förderungsbestimmungen zur Ar- 
beitsbeschaffung für ältere Arbeitnehmer im 
Arbeitsförderungsgesetz dahin gehend, daß 
Förderungsmittel auch für die Einstellung jun- 
ger Arbeitnehmer gewährt werden, und wenn 
ja, wird sie gesetzliche Maßnahmen ergreifen? 


Trifft es zu, daß die Haft eines polnischen, 
während des letzten Krieges zur Arbeitslei- 
stung verschleppten, Kindes in einem Konzen- 
trationslager nach geltendem Recht nicht als 
Ersatzzeit für die gesetzliche Rentenversiche- 
rung anzusehen ist, wenn die Einlieferung im 
Jahr 1942 erfolgte, weil das Kind ein nazi- 
feindliches Flugblatt aufgehoben hatte, und 
wenn ja, wird die Bundesregierung diesen 
Umstand zum Anlaß nehmen, eine Gesetzes- 
änderung vorzuschlagen? 


Hält die Bundesregierung eine Änderung des 
Bundesentschädigungsgesetzes oder der 
Reichsversicherungsordnung für erforderlich, 
um in Zukunft Entscheidungen wie das Urteil 
12 RJ 104/75 des Bundessozialgerichts auszu- 
schließen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im Zu- 
sammenhang mit den letzten deutschen Kriegs- 
gefangenen Kappler und Reder durch den 
Kommandeur des Panzerbataillons 124, Oberst- 
leutnant Zimmermann, in der „Amberger Zei- 
tung" öffentlich abgegebenen Stellungnahme 
auch im Hinblich auf die wiederholten Inter- 
ventionen von Mitgliedern der Bundesregie- 
rung im Fall Kappler, Italien, und wird sie 
daraus Folgerungen in bezug auf den genann- 
ten Offizier ziehen? 


Trifft es zu, daß ein Aufklärungsflugzeug der 
Bundesmarine über der Ostsee von übenden 
Seestreitkräften der DDR beschossen wurde, 
nachdem dieser Eindruck durch ein Massen- 
und Sensationsblatt durch den Artikel „Wie 
unsere Marine den Russen in den Schornstein 
sieht" (8. März 1976, Seite 2) erweckt wird? 


Treffen Pressemeldungen über konkrete An- 
griffsplanungen der DDR und des Warschauer 
Pakts gegen die Bundesrepublik Deutschland 
zu (Quick vom 11. März 1976), und wie beur- 
teilt die Bundesregierung diese Planungen? 
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42. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Lagerung 
Gansei und Handel von Napalmbomben in der Bun- 

(SPD) desrepublik Deutschland, und wie kann sie sie 

kontrollieren und unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


43. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
Braun meiner in der 136. Sitzung des Deutschen Bun- 

(CDU/CSU) destages vom 12. Dezember 1974 gegebenen 

Anregung gefolgt, daß bei der Bundesbaube- 
hörde der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost Beauftragte benannt 
werden, die jeweils ein Bauvorhaben vor end- 
gültiger Genehmigung daraufhin prüfen, ob 
es den Belangen und Bedürfnissen der Behin- 
derten und auch der älteren Generation ge- 
recht wird? 

Kann davon ausgegangen werden, daß die 
Bundesbahnstrecke Hagen — Dieringhausen — 
Köln trotz des Stillegungsvorschlags der Tech- 
nischen Kommission der Deutschen Bundes- 
bahn aus überwiegenden strukturpolitischen 
Gründen aufrechterhalten bleibt, oder steht 
die Strecke weiterhin zur Disposition? 

45. Abgeordneter Wann etwa ist gegebenenfalls mit einer Ent- 

Dr. Luda Scheidung zu rechnen? 

(CDU/CSU) 

46. Abgeordneter Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 

Scheffler bei der beabsichtigten Neuordnung des Luft- 

(SPD) raums über der Bundesrepublik Deutschland 

auch die Interessen der Sportfliegerei ange- 
messen und langfristig gesichert sind? 

Ist nach Meinung der Bundesregierung die 
Darstellung des Deutschen Aero-Clubs zutref- 
fend, daß mit der Verwirklichung der Neuord- 
nungspläne für den Luftraum die Ausbildung 
und Ausübung des Flugsports substantiell ge- 
fährdet ist, und wenn ja, wird die Bundesregie- 
rung bei eventuellen Maßnahmen diesen 
Aspekt berücksichtigen? 

48. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung zur Ver- 
Westphal besserung der Luftraumüberwachung Regelun- 

(SPD) gen vorbereitet, die den Luftraum zwischen 

240 m und 580 m Höhe während der Wochen- 
tage für Tiefflugübungen der Bundeswehr Vor- 
behalten und somit für Segelflugzeuge und 
Motorflugzeuge sperren? 


47. Abgeordneter 
Scheffler 
(SPD) 


44. Abgeordneter 
Dr. Luda 
(CDU/CSU) 
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49. Abgeordneter 
Westphal 
(SPD) 


Bedeutet diese geplante Regelung, daß größere 
Segelflugwettbewerbe, die sich erfahrungsge- 
mäß über ein bis zwei Wochen mit täglichen 
Flügen erstrecken, im Luftraum der Bundes- 
republik Deutschland nicht mehr möglich sein 
werden, oder sind genügend große Gebiete 
von der geplanten militärischen Tiefflugrege- 
lung ausgenommen, um nationale und interna- 
tionale Segelflugwettbewerbe sowie Übungs- 
flüge von Segelfliegerschulen an Wochentagen 
weiterhin zu ermöglichen? 


50. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die bekanntgewordenen Stillegungspläne der 
Deutschen Bundesbahn allen Bemühungen um 
Strukturverbesserungen im westmittelfränki- 
schen Raum zuwiderlaufen, und was wird die 
Bundesregierung tun, um die zunehmende 
Verunsicherung der Bevölkerung Westmittel- 
frankens durch ständig neue leistungsmin- 
dernde Pläne der Deutschen Bundesbahn zu 
verhindern? 


51. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die in bezug auf Westmittelfranken bekannt- 
gewordenen Stillegungspläne der Deutschen 
Bundesbahn ein Gebiet betreffen, dessen Stra- 
ßenverkehrsnetz nicht im entferntesten in der 
Lage ist, den Rückzug der Deutschen Bundes- 
bahn aus diesem Gebiet in der geplanten Form 
aufzufangen, und wenn ja, welche Konsequen- 
zen wird sie zur Aufrechterhaltung des Wa- 
renverkehrs der Industrie und des Gewerbes 
daraus ziehen? 


52. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Hinausschieben der Entscheidung über Bahn- 
strcckenstilleg ungen entsprechend der Darstel- 
lung im sogenannten betriebswirtschaftlich 
rentablen Netz bis 1978 einen Zustand der 
Unsicherheit für die Wirtschaftsförderung und 
Industrieansiedlung bedeutet, und ist die Bun- 
desregierung gegebenenfalls bereit, bis zur 
Sommerpause diesen Zustand der Unsicherheit 
wenigstens insofern zu mildern, als die Bahn- 
strecken genannt werden, die zwar im betriebs- 
wirtschaftlich unrentablen Netz aufgeführt 
sind, die aber aus volkswirtschaftlichen Grün- 
den (Regionalförderung, Entlastungsfunktion, 
strategische Gesichtspunkte usw.) unbedingt 
erhalten und weitergeführt werden müssen 
(volkswirtschaftlich notwendiges Netz)? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung bisher noch 
keine Verhandlungen mit der DDR über ein 
Luftverkehrsabkommen aufgenommen, das 
schon im Verkehrsvertrag angekündigt wor- 
den war? 
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54. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für angemessen, 
daß Rollstuhlfahrer und deren Begleitpersonen 
bei Reisen mit der Deutschen Bundesbahn im 
Gepäckwagen befördert werden, und ist sic 
bereit, zusammen mit der Deutschen Bundes- 
bahn Verbesserungen für diesen Personenkreis 
einzuführen? 


55. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn im Rahmen einer Aktion 
„Bahn-Bonbons" Beziehern von Renten wegen 
Erwerbsunfähigkeit Sonderrückfahrkarten zu 
günstigen Tarifen gewährt und die Bezieher 
von vorzeitigem Altersgeld nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte dabei 
ausgeschlossen sind, und wird die Bundes- 
regierung eine Änderung veranlassen? 


56. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


Was veranlaßt die Bundesregierung, bei einer 
beabsichtigten Organisationsänderung von 
Eurocontrol nach 1983 bereits heute mit einer 
essentiellen Organisationsänderung zu begin- 
nen, die sich dadurch auszeichnet, daß das 
Eurocontrol-Zentrum Karlsruhe im Rahmen 
von Eurocontrol verändert werden soll? 


57. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die finanziellen Leistungen (ein- 
schließlich Darlehen) des Bundes und der Deut- 
schen Bundesbahn für Erstellung und Betrieb 
von Gleisanschlüssen für Gewerbebetriebe im 
Bereich des jetzt für die Einstellung vorge- 
sehenen sogenannten betriebswirtschaftlich 
unrentablen Streckennetzes in den letzten zehn 
Jahren? 


58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung in Erinnerung, daß 

Peiter sich am 9. Mai 1976 der lOOste Geburtstag des 

(SPD) Otto-Motors jährt, und wie wird die Bundes- 

regierung dieses Jubiläum würdigen? 


59. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Ursachen ist das immer häufiger 
werdende Falschfahren auf der Gegenfahr- 
bahn von Bundesautobahnen zurückzuführen, 
und ist die Bundesregierung bereit, die vom 
ADAC vor kurzem veröffentlichten Vorschläge 
zur Verhinderung des Einfahrens von Kraft- 
fahrzeugen in die falsche Spur raschestmöglich 
zu verwirklichen? 


60. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Nach welchem Organisations- und Verfahrens- 
schema wird die interministerielle Arbeits- 
gruppe „Verkehrs- und Regionalpolitik der 
Bundesregierung" (Staatssekretärsausschuß) 
die Arbeiten zur Ermittlung der künftigen 
gesamtwirtschaftlich abgestimmten DB-Netz- 
konzeption durchführen? 
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61. Abgeordneter In welcher Form bzw. in welchen Phasen der 
Dr. Wernitz Arbeit des Staatssekretärsausschusses haben 

(SPD) die Ländern konkret Gelegenheit, an der Er- 

arbeitung der Kriterien des volkswirtschaft- 
lichen Netzes mitzuwirken? 


62. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Dr. Riedl Deutschen Postgewerkschaft dem Bundespost- 

(München) ministerium am 6. März unterbreiteten Vor- 

(CDU/CSU) Schläge zur Belebung der Nachfrage nach Fern- 

meldeeinrichtungen, und wann ist mit dem 
Inkrafttreten welcher Maßnahmen zu rechnen? 


63. Abgeordneter Trifft die Meldung in verschiedenen Tages- 

Dr. Müller- Zeitungen zu, daß auf der Olympiamarke zu 

Hermann 70 Pfennig mit einem Zuschlag von 35 Pfennig 

(CDU/CSU) zugunsten der Deutschen Sporthilfe nicht der 

Goldmedaillengewinner der Bundesrepublik 
Deutschland von München (Bodensee-Vierer), 
sondern der DDR-Vierer abgebildet ist, und 
was hat die Bundesregierung gegebenenfalls 
dazu bewogen, den DDR-Vierer als Motiv zu 
wählen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


64. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Lenzer rung über eine Zusammenarbeit mit der Volks- 

(CDU/CSU) republik China im Bereich der friedlichen 

Nutzung der Kernenergie und der Kohlever- 
edlung, und was hat hierzu der Bundesfor- 
schungsminister im einzelnen bisher verein- 
bart? 


65. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Lenzer lichkeit eines deutsch-chinesischen Kernener- 

(CDU/CSU) gieabkommens, ähnlich dem Abkommen mit 

Brasilien? 


66. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung im kon- 

Pfeffermann kreten die Nutzung des Angebots von Bundes- 

(CDU/CSU) forschungsminister Matthöfer vor, den deutsch- 

französischen Fernmeldesatelliten Symphonie 
auch durch die Volksrepublik China probe- 
weise und kostenlos benutzen zu lassen? 


67. Abgeordneter Welche Vorstellungen existieren insbesondere 
Pfeffermann im Bereich einer Zusammenarbeit bei Daten- 

(CDU/CSU) Verarbeitung und Fernmeldetechnik? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


68. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Ist der (Bundesregierung bekannt, daß für 
Studenten, die in diesem Jahr nach dem 
zweiten Fachsemester die Fachrichtung wech- 
seln, durch Artikel 18 § 1 Nr. 1 Buchstabe b 
des Haushaltsstrukturgesetzes (nur mehr Dar- 
lehensförderung nach BAföG) eine unzumut- 
bare Härte dadurch entsteht, daß dem betrof- 
fenen Kreis kaum eine Möglichkeit belassen 
ist, sich auf die Neuregelung einzustellen, und 
ist sie bereit, geeignete Schritte zu unterneh- 
men, um zu verhindern, daß für diesen Kreis 
der BAföG-Berechtigten die Umstellung auf 
Darlehen praktisch rückwirkend Kraft erhält? 


69. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist es mit den Ausführungsbestimmungen der 
Bundesregierung zum Sonderprogramm zur 
Beseitigung der Jugendarbeitslosigkeit und 
zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 
für Jugendliche, für das die Bundesregierung 
200 Millionen DM zur Verfügung gestellt hat, 
vereinbar, daß das Landesarbeitsamt von Ba- 
den-Württemberg den einzelnen Arbeitsamts- 
bezirken mitgeteilt hat, daß Ausbildungsplätze 
nur dann aus diesem Programm gefördert wer- 
den könnten, wenn hierfür mindestens zehn 
neue Ausbildungsverhältnisse im Block ge- 
meldet würden? 


70. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung meiner Auffas- 
sung zu, daß durch solche einschränkenden 
Bedingungen bei der Vergabe von Ausbil- 
dungsplätzen in die einzelnen Arbeitsamtsbe- 
zirke eine stärkere Berücksichtigung der regio- 
nal benachteiligten ländlichen Arbeitsamtsbe- 
zirke unterlaufen, und damit die ursprüngliche 
Absicht der Bundesregierung einer möglichst 
breiten Verteilung der Mittel auch auf das 
Land blockiert wird, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegebenenfalls hiergegen zu 
unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alle Anstren- 
Thürk gungen zu unternehmen, um zu erreichen, daß 

(CDU/CSU) Bürger der Bundesrepublik Deutschland anläß- 

lich der Olympischen Spiele 1980 nach Moskau 
bzw. Tallinn mit- Wohnwagen, Wohnmobilen 
und Zelten reisen können und dort Camping- 
plätze vorfinden, die wenigstens annähernd 
mitteleuropäischem Standard entsprechen? 
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72. Abgeordneter 

Thürk 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 
Rahmen des Sportleraustauschs erleichterte 
Einreise- und Durchreisebedingungen für Cam- 
per und für Vertreter der Sportfachverbände 
auszuhandeln? 


73. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Zeugen 
Jehovas nach ihrer erzwungenen Rückkehr 
aus Mocambique nach Malawi erneut schwe- 
ren Verfolgungen ausgesetzt sind, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls, den verfolgten Zeugen Jehovas 
durch diplomatische Aktionen Unterstützung 
zukommen zu lassen? 


74. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich im Geist 
der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa bei der Regie- 
rung der Sowjetunion für eine Ermäßigung 
der Gebühren für Reisepässe einzusetzen, die 
auch bei Reisen ins Ausland zum Zweck der 
Teilnahme an der Beerdigung von Großeltern 
300 Rubel betragen sollen? 

Trifft es zu, daß von den führenden Blättern 
der Bundesrepublik Deutschland in der Tsche- 
choslowakei kein Korrespondent akkreditiert 
werden kann, weil die Behörden der CSSR das 
Visum verweigern, wie aus der Meldung der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 10. März 
1976 hervorgeht, und wenn ja, was wird die 
Bundesregierung dagegen unternehmen? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um der Regierung der CSSR eine Handhabung 
der Visaerteilung in den Fällen der Presse- 
vertreter und in allen Fällen nahezulegen, die 
dem Prager Vertrag und den Beschlüssen der 
Europäischen Sicherheitskonferenz entspricht? 

Gibt es ernstliche Gründe dafür, der Bevölke- 
rung der Bundesrepublik Deutschland die un- 
mittelbare Information über die Peking-Oper 
Taiwans vorzuenthalten, die mittels der Tour- 
nee eines Ensembles aus Taiwan durch eine 
Anzahl europäischer Städte ermöglicht wer- 
den könnte, und wird die Bundesregierung 
verneinendenfalls den Mitgliedern eines sol- 
chen Ensembles Visa für die Bundesrepublik 
Deutschland erteilen, wenn sie darum nach- 
suchen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tat- 
bestand, daß nach dem rumänischen Gesetz 
Nr. 223 vom 3. Dezember 1974 (Bulletin Nr. 152 
I vom 6. Dezember 1974) Haus- und Grund- 
besitz deutscher Staatsangehöriger, die aus 
Rumänien in die Bundesrepublik Deutschland 
übergesiedelt sind, enteignet wird, und daß 
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die für diesen Haus- und Grundbesitz gewähr- 
ten Entschädigungen weit unter den tatsäch- 
lichen Werten liegen, und sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, auf eine angemesse- 
ne Entschädigung deutscher Staatsbürger bei 
Enteignungen in Rumänien hinzuwirken? 


79. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Besuchs- 
reisende aus den Gebieten jenseits von Oder 
und Neiße Rückkehrverpflichtungen unter- 
schreiben müssen, da andernfalls ihre zurück- 
gebliebenen Familien für immer in der Volks- 
republik Polen zurückgehalten werden, und 
wenn ja, was wird sie dagegen unternehmen? 


80. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt es die Bundesregierung, daß in 
den zerrissenen Familien die in Ostdeutschland 
jenseits von Oder und Neiße lebenden Ehe- 
frauen oder Ehemänner mit den Kindern immer 
noch vier und mehr Jahre auf die Aussiedlung 
warten müssen, und was gedenkt sie dagegen 
zu tun? 


8t. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den Boykott der 
Eisschnellaufweltmeisterschaften in Berlin 
durch die UdSSR und DDR für vereinbar mit 
dem Vier-Mächte-Abkommen sowie mit den 
von den internationalen Fachverbänden und 
und dem IOC festgesetzten Regeln, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun um sicher- 
zustellen, daß Berlin auch künftig Ort inter- 
national bedeutsamer Sportwettkämpfe bleibt? 


82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Spilker das im Vier-Mächte-Abkommen geregelte Ver- 

(CDU/CSU) fahren zur Durchführung von Veranstaltungen 

in Berlin auf staatlicher Ebene auch für Ver- 
anstaltungen auf privatrechtlicher Ebene An- 
wendung finden muß? 


83. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Verbalnoten zum Inkrafttreten 
des Übereinkommens 19 zwischen der Volks- 
republik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland ausgetauscht worden sind, die 
die deutschen Sozialversicherungsträger zu 
einer an sich unbekannten, aber wahrschein- 
lich sehr hohen Zahl von deutschen Unfall- 
Exportrenten, auch rückwirkend, in die Gebiete 
jenseits von Oder und Neiße nach Polen ver- 
pflichten, und wenn ja, warum verschweigt 
nunmehr auch das Bundespresse- und -infor- 
mationsamt — nach dem vorherigen Schwei- 
gen der Bundesregierung in der „Unterrich- 
tung" des Parlaments und im Bulletin — sogar 
in der „Dokumentation der deutsch-polnischen 
Vereinbarungen" der deutschen Öffentlichkeit 
und dem Parlament den Austausch der Verbal- 
noten? 
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84. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in den Verhand- 
Dr. Czaja lungen über ein Kulturabkommen mit der 

(CDU/CSU) Volksrepublik Polen, so, wie sie es bezüglich 

der Verhandlungen über den Kulturaustausch 
mit der Sowjetunion (Protokoll des Deutschen 
Bundestages vom 13. Februar 1976 Seite 15 483) 
ausführte, dafür Sorge tragen, daß die östlich 
von Oder und Neiße und im Innern Polens 
lebenden deutschen Staatsangehörigen und 
sonstigen Deutschen die volle Teilhabe am 
Kulturaustausch erhalten, ihre Gleichberechti- 
gung auf allen Gebieten des wirtschaftlichen, 
staatlichen und kulturellen Lebens gewähr- 
leistet und als ein Mittel zur Erleichterung der 
kulturellen Zusammenarbeit zwischen der 
Volksrepublik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland im Sinne der Schlußakte von 
Helsinki behandelt wird? 


85. Abgeordneter Hat sich auch nach Meinung der Bundesregie- 
Ey rung für Berlin das Klima nach der KSZE- 

(CDU/CSU) Konferenz von Helsinki verschlechtert? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Zink 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundeskanzler auf Ein- 
ladung des Betriebsrats der Adam Opel-AG 
in einer Betriebsversammlung am 23. März 
1976 in Rüsselsheim spricht, und von welchem 
Betriebsratsmitglied wurde wann und wo 
schriftlich oder mündlich diese Einladung aus- 
gesprochen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


In welcher Zahl und welcher Art (Wohnungs- 
kündigungen, Arbeitsplatzkündigungen etc.) 
sind der Bundesregierung Schikanen an aus- 
reisewilligen Deutschen, die in den Gebieten 
der heutigen Volksrepublik Polen leben, be- 
kannt, und was hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um diese ausreisewilligen Deut- 
schen vor den entsprechenden Schikanen zu 
schützen? 

In welcher Weise hat die Bundesregierung 
sichergestellt, daß zukünftighin ausreisewilli- 
gen Deutschen in der Volksrepublik Polen 
nach Antragstellung keine Schikanen dieser 
Art zuteil werden? 

Trifft es zu, daß Bundesaußenminister Gen- 
scher beim Besuch des holländischen Außen- 
ministers van der Stoel zum Ausdruck ge- 
bracht hat, daß die Bundesregierung den Bei- 
tritt Griechenlands als Vollmitglied in die EG 
ohne Rücksicht auf die z. Z. nach Text und 
Geist des Vertrags nicht gegebenen Voraus- 
setzungen nur aus politischen Gründen an- 
strebt? 

Hält die Bundesregierung gegebenenfalls die- 
se Politik bei den traditionell freundschaft- 
lichen Beziehungen zur Türkei für vertretbar, 
und ist sie daher bereit, eine gleiche Erklärung 
zu Gunsten der Türkei abzugeben? 

Trifft es zu, daß die Sowjetunion gegenüber 
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
die Existenz des Bundeskartellamts im Land 
Berlin als rechtswidrig bezeichnet hat, und wie 
hat die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
auf diese neuerliche Mißachtung des Vier- 
Mächte-Abkommens über Berlin durch die 
Sowjetunion reagiert? 
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7. Abgeordneter 
Gierenstein 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die von der Sowjetunion als 
Erfüllung der Vereinbarungen von Helsinki 
groß herausgestellten Reiseerleichterungen für 
Journalisten im Gebiet von Moskau infolge 
umfangreicher Ausnahmen nur geringfügige 
Bedeutung haben, die Nutzung der Mehrfach- 
visen durch die Pflicht zur Abgabe des Passes 
erheblich eingeschränkt ist und die Mitnahme 
beruflich benötigter Literatur und Nachschlage- 
werke an der Grenze einer willkürlichen Hand- 
habung unterliegt — Meldung des „Tages- 
spiegel" vom 3. März 1976 — , und was hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — unter- 
nommen, um die Sowjetunion zu einer tat- 
sächlichen und uneingeschränkten Befolgung 
der Vereinbarung von Helsinki zu veranlas- 
sen? 

Gibt es konkrete Überlegungen bei der Bun- 
desregierung, in welchem Umfang und in wel- 
cher Form ein internationales Minderheiten- 
und Volksgruppenrecht geschaffen werden 
sollte? 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre 
durch den Staatsminister Moersch abgegebene 
Erklärung, sie nehme zu den Ergebnissen der 
deutsch-polnischen Schulbuchkonferenz nicht 
Stellung, mit der Aussage des Bundeskanzlers, 
diese Ergebnisse trügen „zur Aufhellung der 
in der jeweiligen nationalen Geschichtsschrei- 
bung dunkel gebliebenen Teile" bei, wenn 
diese Aufhellung über die Vertreibung der 
Deutschen unterlassen worden ist? 

Trifft es zu, daß auf alle an Chöre aus dem 
Bereich des Warschauer Pakts ergangenen 
Einladungen zur Teilnahme am 17. Chorfest 
des Deutschen Sängerbunds vom 10. bis 13. 
Juni 1976 in Berlin Absagen erteilt wurden, 
und wie beurteilt — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung dies im Hinblick auf die 
Vereinbarungen von Helsinki und im Hinblick 
auf den mit dem Grundvertrag angestrebten 
Zustand? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Rainer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß 85°/o der Phosphatbelastung 
der Gewässer auf sogenannte Zivilisations- 
abfälle, vor allem Wasch- und Waschhilfsmit- 
tel zurückzuführen ist, und wird die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — die Initiative 
ergreifen, die Hersteller gesetzlich zu ver- 
pflichten, waschaktive Substanzen von den 
Enthärtern zu trennen, wodurch der Phosphat- 
gehalt regional differenziert und gesenkt wer- 
den könne? 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4865 


12. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung., daß 
die Mitgliedschaft bei Amnesty International 
bereits genügt, um nachrichtendienstliche Er- 
mittlungen gegen ein Mitglied oder gar gegen 
die Organisation einzuleiten, und wenn nein, 
wird sie im Rahmen ihrer Zuständigkeit ent- 
sprechende Richtlinien geben? 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, beim Bundes- 
Milz beauftragten für die Wirtschaftlichkeit in der 

(CDU/CSU) Verwaltung ein Gutachten anzuregen, mit dem 

Art und Umfang der in den Privatbereich ver- 
lagerungsfähigen Regiebetriebe der öffentli- 
chen Hand sowie die Höhe der dadurch ein- 
zusparenden Kosten analysiert werden sollen? 


14. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang ist während der nächsten 
zehn Jahre in der Bundesrepublik Deutschland 
mit der Stillegung von Kernkraftwerken zu 
rechnen, und welche Verfahren sind hierfür 
vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wieviel Kosten hat die Herstellung der Bro- 
schüre „Das Haushaltsdefizit im Aufschwung 
abbauen", herausgegeben vom Bundesfinanz- 
ministerium, verursacht, und mit welcher 
Rechtfertigung ist ein Sonderdruck veranlaßt 
worden, zumal die Rede des Bundesfinanz- 
ministers am 23. Januar 1976 vor dem Deut- 
schen Bundestag dem Stenographischen Bericht 
über die 216. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages sowie die Übersicht über den vorläufigen 
Abschluß des Bundeshaushalts 1975 und die 
Darstellung der Steuermehreinnahmen aus den 
vorgesehenen Steuererhöhungen aus den ent- 
sprechenden Bundestagsdrucksachen zu ent- 
nehmen ist? 


16. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


Besitzt die Bundesregierung Erfahrungsberich- 
te über die Auswirkungen der letzten Brannt- 
wein- und Tabaksteuererhöhungen auf den 
Konsum und damit auf die Mehr- oder Minder- 
einnahmen des Bundes, und, für den Fall, daß 
derartige Berichte vorliegen, wie haben sich 
die Steuererhöhungen kurz- und langfristig 
auf Konsum, Steuereinnahmen und Arbeits- 
plätze ausgewirkt? 


17. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Zinssätze müßte ein Sparer in den Jah- 
ren 1974 und 1975 nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung erreichen, um angesichts der 
eingetretenen Entwertungen die Substanz sei- 
ner Ersparnisse zu erhalten, und hält es die 
Bundesregierung dennoch weiterhin für ver- 
tretbar, daß die Sparzinsen generell als Ein- 
kommen zu versteuern sind, oder wird sie 
eine Änderung ins Auge fassen? 
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18. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Gesichtspunkten werden die 
Vertreter der Bundesregierung im Aufsichtsrai 
des Volkswagenwerks ihre Entscheidung für 
oder gegen den Bau einer Fertigungsstätte des 
VW-Werks in den Vereinigten Staaten treffen? 


Ist die Bundesregierung im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten bereit, dem Antrag der Gemeinde 
Brüggen und der dort heimischen Tonindustrie 
auf Freigabe von Flächen im Bereich des Briti- 
schen Munitionsdepots Bracht-Brüggen zur 
Tonausbeute gemäß dem Antrag der Gemeinde 
vom 5. März 1976 zu entsprechen, da die bis- 
lang der Gemeinde zur Verfügung stehenden, 
außerhalb des Depots liegenden tonhaltigen 
und abbauwürdigen Grundstücke in aller Kürze 
erschöpft sein werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, der Stadt 
Eckernförde bundeseigenes Gelände für ein 
Campinggelände zur Verfügung zu stellen, 
damit der Badestrand erweitert werden kann? 


Ist die Bundesregierung bereit, durch ein na- 
tionales Gesetz oder eine Verordnung bei der 
Tätigkeit von Zollspediteuren gleiche Maß- 
nahmen für ausländische Zollspediteure zu 
treffen, so wie andere Staaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft dies durch nationale Ge- 
setze tun, oder wird die Bundesregierung den 
zuständigen Gerichtshof für den Verstoß gegen 
die EWG-Verträge durch einige EG-Staaten 
im Bereich des Dienstleistungsverkehrs und 
der Frachtvermittlungstätigkeit anrufen, damit 
in den betreffenden Staaten das dort bestehen- 
de Nationalrecht beseitigt werden kann? 


Tn welchen Fallgruppen hat die Bundesregie- 
rung bisher schon Ausgleichszahlungen gelei- 
stet für Schäden, die erwachsen sind aus dem 
Betrieb der vom Bund unterhaltenen Truppen- 
übungs- oder Schieß- bzw. Bombenabwurf- 
plätzen? 


In welchem Umfang hat der Bund 1975 in 
München Liegenschaften nach dem Grund- 
stückverbilligungsgesetz für den sozialen Woh- 
nungsbau sowüe sonstige gemeinnützige Maß- 
nahmen zur Verfügung gestellt? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
für ehrenamtliche Helfer und Pfleger als An- 
reiz und Abgeltung von nicht berechenbaren 
Aufwendungen eine steuerliche Vergünstigung 
zu gewähren, wenn diese bei anerkannten 
Wohlfahrtsverbänden tätig sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


25. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 

(SPD) 


31. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß angesichts der allgemeinen Zins- 
senkungstendenz die Bedingungen der ERP- 
Kredite zu ungünstig sind, und sieht die Bun- 
desregierung eine Möglichkeit, Zinssenkungen 
vorzunehmen, um kleinen und mittleren Un- 
ternehmen und Gemeinden eine bessere Finan- 
zierungsmöglichkeit für Investitionen zu er- 
möglichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Verfahren 
für ERP-Kredite zu vereinfachen und die Be- 
arbeitungszeit zu verkürzen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank 
zu ermutigen, die Möglichkeiten der Außen- 
handelsfinanzierungen zu verbessern, dies ge- 
rade hinsichtlich des Plafond B, dessen Volu- 
men von derzeit 3 Milliarden auf 4 Milliarden 
erhöht werden soll, um damit eine Verbesse- 
rung der Situation der Exportwirtschaft zu 
erreichen, die für einen dauerhaften Auf- 
schwung von großer Bedeutung ist? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung eine 
Sonderbesteuerung der Gewinne der deut- 
schen Mineralölgesellschaften aus der Förde- 
rung von Erdgas und Erdöl aus deutschem 
Boden plant, und ist sie der Meinung, daß 
eine solche Sondersteuer der Entwicklung der 
Energiequellen im eigenen Land förderlich ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Gemeinden in die Zonenrandförderung 
aufzunehmen, die nach einer Gebietsreform zu 
Zonenrandkreisen gehören, wenn deren Nicht- 
berücksichtigung offenbar neuerlich zu zusätz- 
lichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten führt, 
wie das z. B. für die Gemeinden des ehemali- 
gen Kreises Gerolzhofen gilt? 

Wann wird die Bundesregierung einen Bericht 
über die Lage der deutschen Filmwirtschaft 
und die bisherigen Auswirkungen des Film- 
förderungsgesetzes entsprechend dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 
vorlegen? 

Treffen Informationen aus Ravensburg zu, wo- 
nach im bayerischen und baden-württember- 
gischen Allgäu nur deswegen keine Förderge- 
biete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ aus- 
gewiesen werden konnten, weil das Erforder- 
nis der „Splitterklausel“ diesseits und jenseits 
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der Landesgrenze nicht erfüllt ist, wohl aber 
erfüllt wäre, wenn die betreffenden bayeri- 
schen und baden-württembergischen Teilräume 
ohne Rücksicht auf die Landesgrenze zusam- 
mengelegt würden, und welche Konsequenzen 
wird sie daraus ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


32. Abgeordneter 
Sdiröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, aus den Be- 
stimmungen des Bundeswaldgesetzes, die ei- 
nen vermehrten Zugang der allgemeinen Öf- 
fentlichkeit zu den Wäldern ermöglichen, aber 
damit auch erhöhte Gefahren — insbesondere 
Feuergefahren — mit sich bringen, Konsequen- 
zen dahin gehend zu ziehen, daß sie sich an 
der Errichtung und dem Unterhalt von Feuer- 
wachtürmen finanziell beteiligt? 


33. Abgeordneter Wie lautet der Ministerratsbeschluß in Brüs- 

Eigen sei vom 6, März 1976 in bezug auf die Sub- 

(CDU/CSU) ventionierung von Milcherzeugern in Frank- 

reich? 


34. Abgeordneter 
Müller 
(Bayreuth) 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Einfuhr von Seehundfellen bzw. Seehund- 
mänteln zu unterbinden, zu deren Gewinnung 
bzw. Erzeugung Robben auf grausamste Weise 
getötet werden? 


35. Abgeordneter 
Müller 
(Bayreuth) 
(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, die in einer 
jüngst veröffentlichten und vom Bundesernäh- 
rungsministerium in Auftrag gegebenen Studie 
geforderten Maßnahmen im Rahmen des Um- 
welt- und Naturschutzes zu treffen, um zahl- 
reiche von ihrer totalen Ausrottung bedrohten 
Säugetiere, Singvögel und Fischarten zu ret- 
ten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es Dif 
ferenzen zwischen Staatssekretär Eicher vom 
Bundesarbeitsministerium und der Berufsge- 
nossenschaft der Straßen-, U-Bahnen und Ei- 
senbahnen gibt, die nicht ohne Auswirkungen 
auf die Zusammenarbeit zwischen dem Bun- 
desarbeitsministerium und den Berufsgenos- 
senschaften geblieben sind, und wenn ja, wird 
die Bundesregierung zur Verbesserung des 
Klimas im Interesse der Berufsgenossenschaf- 
ten und der Versicherten Schritte unterneh- 
men? 
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37. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


40. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Anträge auf Förderung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem 
Programm des Jahres 1975 deswegen nicht 
bedient werden konnten, weil das Land Bayern 
die erforderlichen Landesmittel nicht zur Ver- 
fügung gestellt hat, und wenn ja, wann und 
welche Maßnahmen? 


Warum hat die Bundesregierung von der Er- 
mächtigungsvorschrift in § 1 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet nicht auch im Ren- 
tenrecht Gebrauch gemacht, wonach sie andere 
ausländische Flüchtlinge zur Vermeidung un- 
billiger Härten den heimatlosen Ausländern 
gleichstellen kann, oder wann beabsichtigt sie, 
von der Ermächtigung bezüglich der Renten- 
fragen dieser Personen Gebrauch zu machen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die grenzüberschreitende Lieferung von fri- 
schem Brot aus Ländern, in denen kein Nacht- 
backverbot besteht, die Konkurrenzfähigkeit 
mittelständischer Bäckereien einschließlich der 
Ausbildungsplätze, gefährdet wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, eine Initiative zur 
Aufhebung des Nachtbackverbots zu ergreifen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Trifft es zu, daß der sowjetische Geheimdienst 
KGB innerhalb der NATO ein weitgehendes 
Unterwanderungsnetz aufgebaut habe und sich 
als Ergebnis dieses Tatbestands „Auflösungs- 
erscheinungen" insbesondere in der nieder- 
ländischen Armee zeigten, jedoch auch die 
Armeen Frankreichs, Belgiens und Italiens 
„verwundbar" seien, wie das amerikanische 
Nachrichtenmagazin „Newsweek" in seiner 
letzten Ausgabe behauptet haben soll, und ist 
die Bundesregierung erforderlichenfalls bereit, 
eine offensichtliche Gefährdung der westlichen 
Verteidigungsbereitschaft und Fähigkeit in 
den zuständigen NATO-Gremien zur Sprache 
zu bringen und auf angemessene Gegenmaß- 
nahmen hinzuwirken? 


Welche zivilen Ausbildungsplätze für Jugend- 
liche gibt es bei welchen Einrichtungen und an 
welchen Orten der Bundeswehr? 


Sind in den vergangenen zwei Jahren solche 
Ausbildungsstätten in der Kapazität reduziert 
bzw. ganz geschlossen worden? 
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43. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


46. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Welche Ausweitungen um jeweils wieviel Aus- 
bildungsplätze für Jugendliche sind im Rahmen 
der Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit 
bei Ausbildungseinrichtungen der Bundeswehr 
vorgesehen, bzw. wann sollen sie verwirklicht 
werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem wegen der 
Studienmisere verstärkt zu beobachtenden Ein- 
tritt von Abiturienten in Lehrverhältnisse als 
erster Berufsausbildung dadurch Rechnung zu 
tragen, daß in § 12 Abs. 4 Nr. 3 c des Wehr- 
pflichtgesetzes als besondere Härte jede Ver- 
zögerung oder Unterbrechung einer ersten 
Berufsausbildung unabhängig von dem Erwerb 
der Hochschul- oder Fachhochschulreife aner- 
kannt wird? 

Trifft es zu, daß französische Unternehmen aus 
dem von der Bundesrepublik Deutschland mit- 
finanzierten NATO-Pipelinenetz Wettbewerbs- 
vorteile ziehen, weil sie Sonderverträge mit 
der NATO haben, deren Tarife weit unter den 
Betriebskosten liegen, deutsche Firmen die Pi- 
peline aber nicht benutzen dürfen — Schwarz- 
wälder Bote vom 19. Dezember 1975 — , und 
ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
falls es diese Sonderverträge gibt, gleiche Vor- 
teile für deutsche Unternehmen zu erwirken? 

In welchem Beratungsstadium zwischen dem 
Bundesverteidigungsminister und den übrigen 
beteiligten Dienststellen befindet sich das 
Projekt Schaffung einer Ersatzstartbahn für 
den Flugplatz Upjever zum Zwecke der Ent- 
lastung des Raums Schortens? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


47. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, das 
Bundessozialhilfegesetz so abzuändern, daß 
bei der Hilfe zum Lebensunterhalt für Perso- 
nen in einer Anstalt, einem Heim oder einer 
gleichartigen Einrichtung ein Betrag von der 
Anrechnung für die Pflegekosten unberück- 
sichtigt bleibt, damit diesen Heimbewohnern 
ein fester Betrag zur persönlichen Verfügung 
bleibt? 


48. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten verursacht die derzeitige Un- 
terhaltung des Neubaus der Internationalen 
Jugendbegegnungsstätte Baasem/Eifel monat- 
lich, und wie hoch schätzt die Bundesregierung 
den bisherigen Substanzverlust des Neubaus, 
zumal eine Inbetriebnahme dieses Jugendzen- 
■trums bisher noch nicht erfolgt ist? 
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49. Abgeordneter 
Engelhard 
(FDP) 


Trifft es zu, daß nach den Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften über die Gewährung von 
Beihilfen zur Eingliederung junger Zuwande- 
rer vom 11. Juli 1974 auch in Ausnahmefällen 
solche Kinder nicht gefördert werden können, 
die am Wohnort der Eltern eine Grund- oder 
Hauptschule besuchen, und wenn ja, wird die 
Bundesregierung entsprechende Maßnahmen 
ergreifen? 


50. Abgeordneter 
Engelhard 
(FDP) 


Besteht gegebenenfalls die Bereitschaft zur 
Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften, um nicht nur Besuchern weiterfüh- 
render Schulen, sondern auch jungen Zuwan- 
derern aus der DDR, die eine Hauptschule 
besuchen und mehrjährigen Englischunterricht 
nachholen müssen, eine öffentlich geförderte 
soziale Eingliederung in der Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


51. Abgeordneter 

Biechele 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


54. Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Sind Informationen zutreffend, daß die 
Schwarzwaldbahn wegen unerwarteter Schwie- 
rigkeiten erst bis Herbst 1977 oder sogar erst 
bis Anfang 1978 voll elektrifiziert sein wird? 

In welchen Abschnitten und zu welchen Ter- 
minen wird jeweils der elekrifizierte Zugbe- 
trieb bis einschließlich zum Zielpunkt Konstanz 
aufgenommen? 

Wann ist mit dem Beginn der Bauarbeiten an 
der Brücke im Zuge der B519 zwischen Rüs- 
selsheim und Flörsheim zu rechnen, und bis 
zu welchem Zeitpunkt kann mit dem Abschluß 
der Instandsetzungsarbeiten an der bestehen- 
den Brücke gerechnet werden, so daß der 
Verkehr zwischen Flörsheim und Rüsselsheim 
nicht mehr behindert wird? 

Trifft es zu, daß seitens der Bundesregierung 
eine Änderung der Luftraumstruktur in dem 
Sinn geplant ist, den Segelsportflug auf die 
Wochenenden zu beschränken, und wie ist im 
einzelnen der Stand der Planung? 

Trifft es zu, daß der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn und die Zentralstelle für das 
Werkstättenwesen die Verlagerung der vom 
Bundesbahnausbesserungswerk Hannover- 
Leinhausen durchgeführten Reparaturen von 
Bahndienstwagen und Reisezugwagen in ein 
anderes Bundesbahnausbesserungswerk pla- 
nen, und wenn ja, ist die Bundesregierung be- 
reit, ihren Einfluß dahin gehend geltend zu 
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56. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 

59. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


60. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


61. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Dr. 

Waffenschmidt 

(CDU/CSU) 


machen, daß diese Reparaturen in die Werk- 
abteilung Braunschweig (das bisherige Bundes- 
bahnausbesserungswerk Braunschweig) ver- 
legt werden, um die rund 300 Arbeitsplätze im 
Zonenrandgebiet zu sichern und den im Laufe 
der nächsten Monate vorgesehenen täglichen 
Transport dieser Braunschweiger Arbeitskräfte 
nach Hannover zu verhindern? 


Ist die Bundesregierung bereit, sowohl die 
Reparatur der Bahndienstwagen, der Reise- 
zugwagen als auch der Nahverkehrswagen 
nach Braunschweig zu verlegen? 

Ist es zutreffend, daß die geplante Luftraum- 
ordnung der Bundesregierung den Segelflug- 
betrieb von montags bis freitags unmöglich 
macht, und welche Möglichkeiten zieht die 
Bundesregierung in Erwägung, hier zu einer 
für den Segelflugsport günstigeren Regelung 
zu kommen? 


In welchem Umfang beteiligt sich der Bund 
finanziell an dem Bau eines Straßentunnels 
am Mittleren Ring in München im Bereich der 
Landshuter Allee? 

Welches Ergebnis hat die Überprüfung des 
Vorschlags des bayerischen Innenministers, 
durch das Bundesverkehrsministerium die Fi- 
nanzierung der Teilstrecke Biebelried — Goll- 
hofen der BAB Würzburg — Ulm dadurch zu 
sichern, daß zwei andere bayerische Maßnah- 
men — BAB-Strecke A 9 g AD Langwied (A 8) 
— B 12 (8 km) und BAB A8 AS Dachau — 
Fernstraße Ring München (10 km) — zurüde- 
gestuft werden? 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, auf die Deutsche Bundesbahn 
dahin gehend einzuwirken, daß sie die im 
Bundesbahnbereich der Gemeinde Erpel/Rhein 
offensichtlich nicht mehr benötigte Ladestraße 
für ein Kreisstraßenbauprojekt, das die Ver- 
kehrsverhältnisse erheblich verbessern würde, 
zur Verfügung stellt? 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, die Forderung der Gemeinde 
Erpel/Rhein zu unterstützen, daß die Deutsche 
Bundesbahn den alten Bahneinschnitt säubern 
und kanalisieren läßt, damit der jetzige un- 
haltbare Zustand beseitigt wird? 


Treffen die in der Öffentlichkeit bekannt ge- 
wordenen Pläne für einen weiteren Ausbau 
des Flughafens Köln-Bonn zu, und wie wird 
sich die Bundesregierung gegebenenfalls da- 
zu verhalten? 
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63. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen 

Dr. bzw. gedenkt sie zu tun, um in den vom 

Waffenschmidt Flughafenbetrieb betroffenen Gebieten des 

(CDU/CSU) Rhein-Sieg-Kreises und der angrenzenden Ge- 

biete die berechtigten Anliegen der Bürger 
auf Umweltschutz, insbesondere Lärmschutz, 
und die berechtigten Interessen der betroffe- 
nen Städte und Gemeinden hinsichtlich der 
weiteren Stadt- und Gemeindeentwicklung zu 
unterstützen bzw. zu wahren? 


64. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 

Lenzer angesichts des veränderten volkswirtschaftli- 

(CDU/CSU) chen und wirtschaftspolitischen Stellenwerts 

von Datenverarbeitung und Nachrichtenwesen 
eine integrierte Strukturpolitik für beide Sek- 
toren zu entwickeln? 

65. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Lenzer die Deutsche Bundespost eine außerordentliche 

(CDU/CSU) und immer stärker werdende Verantwortung 

für die Entwicklung des technischen Fortschritts 
in der Bundesrepublik Deutschland trägt, die 
weit über die traditionelle Aufgabenstellung 
der Deutschen Bundespost im Funk- und Fern- 
meldewesen hinausreicht und zunehmend alle 
Informations- und Kommunikationsmedien er- 
faßt, und wenn ja, wird sie entsprechende 
Maßnahmen ergreifen? 

66. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem 

Pfeffermann Aspekt einer integrierten DV- und Fernmelde- 
(CDU/CSU) Politik die Tatsache, daß die Deutsche Bundes- 

post z. B. durch die Verordnung über den 
Hauptanschluß für Direktruf (Direktrufverord- 
nung) ihre Regulierungsfunktionen auf den 
Bereich der Datenverarbeitung ausdehnt? 

67. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 

Pfeffermann dere, daß Zusatzeinrichtungen zur Übertragung 

(CDU/CSU) von Daten posteigen sein müssen, und daß 

auch die Regelungsbefugnis der Deutschen 
Bundespost auf sämtliche Endeinrichtungen 
einschließlich der Datenverarbeitungsanlagen 
ausgedehnt worden ist, so daß für alle Endein- 
richtungen eine Zulassungs- und Anschlußge- 
nehmigung durch die Deutsche Bundespost 
eingeholt werden muß? 

68. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die mit den 

Dr. Stavenhagen Regelungen der Deutschen Bundespost ver- 
(CDU/CSU) bundenen Marktzugangs- und Wettbewerbsbe- 

schränkungen angesichts der im Zweiten Da- 
tenverarbeitungsprogramm verfolgten Ziel- 
setzung, ausgewogene Wettbewerbsverhält- 
nisse auf dem stark expandierenden Daten- 
verarbeitungsmarkt herzustellen? 
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69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Stavenhagen die Verdienste, die die Deutsche Bundespost 
(CDU/CSU) sich durch die Schaffung eines leistungsfähigen 

Fernmeldewesens, das sich durch eine hohe 
Betriebssicherheit und Betriebsgüte auszeich- 
net, dadurch gefährdet werden könnten, daß 
die Regelungen des Fernmeldeanlagengesetzes 
von 1928 und seiner Folgeverordnungen die 
sich für das traditionelle Dienstleistungsange- 
bot der Deutschen Bundespost im Grundsatz 
bewährt haben, nunmehr — ohne die erforder- 
liche Anpassung an neue Technologien und 
Nutzungsmöglichkeiten — undifferenziert 
übertragen werden? 


70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
Dr. Stavenhagen daß für die Motive bei den von der Deutschen 
(CDU/CSU) Bundespost angebotenen Schmuckblatt-Tele- 

grammen die Werke zeitgenössischer Künstler 
stärker berücksichtigt und durch häufigeren 
Wechsel der Motive die zeitgenössische Ma- 
lerei stärker gefördert wird? 


71. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
übertragungskosten bei Datenverarbeitungs- 
Verbund-Systemen auf Grund der hohen Fern- 
meldegebühren inzwischen die gleiche Höhe 
wie die DV-Systemkosten erreichen und zum 
Teil bereits 75 Prozent der Gesamtkosten aus- 
machen, und wenn ja, welche Folgerungen 
wird sie daraus ziehen? 


72. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt- 
schaftsministerium, daß die aus Gründen der 
Subventionierung anderer Dienstleistungsbe- 
reiche der Deutschen Bundespost überhöhten 
Fernmeldegebühren zur Fehlleitung volkswirt- 
schaftlicher Ressourcen, d. h. zur Behinderung 
der Rationalisierungs- und Wachstumsmöglich- 
keiten in allen Bereichen der Volkswirtschaft, 
führen, und stimmt die Bundesregierung der 
Auffassung zu, daß die Höhe der Fernmelde- 
gebühren auch zur Behinderung der von der 
Bundesregierung geförderten Entwicklung der 
Datenverarbeitung führt, und wenn ja, was 
vvird sie auf Grund dieser Einschätzung tun? 


73. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, daß durch 
die Direktrufverordnung verlangt wird, daß 
die Anschließung von Endeinrichtungen an das 
Öffentliche Leitungsnetz durch die Deutsche 
Bundespost erfolgen muß und daß die In- 
stallation und Wartung von Endeinrichtungen 
durch private Unternehmen erfolgen muß, die 
der Bundespost ihre Fachkunde nachweisen 
müssen, so daß durch die Deutsche Bundes- 
post eine Regulierung des Marktzugangs vor- 
genommen wird? 
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74. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung, daß von 
Roser der Deutschen Bundespost die Entstehung pri- 

(CDU/CSU) vater Datenübertragungsnetze zwischen ver- 

schiedenen Teilnehmern, d. h. der sogenannte 
Rechnerverbund, zwischen verschiedenen Un- 
ternehmen verhindert wird, wodurch es klei- 
nen und mittleren Unternehmen unmöglich 
gemacht wird, sich zwecks gemeinsamer Nut- 
zung von Datenverarbeitungsanlagen zusam- 
menzuschließen? 


75. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Rege- 
Roser lungen der Deutschen Bundespost auf dem 

(CDU/CSU) Datenverarbeitungssektor im Rahmen der ord- 

nungs- und wettbewerbspolitischen Vorstel- 
lungen ihrer Wirtschaftspolitik? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


76. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Bis wann liegt der vom Bundestag ursprüng- 
lich bis zum 30. September 1975 angeforderte 
Bericht, der u. a. auch die Überprüfung einer 
Anhebung des Erstattungshöchstbetrags für 
Aufwendungen zu baulichen Schallschutzmaß- 
nahmen bei Wohngebäuden enthält, vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


77. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin habe dem 
Berichterstatter des Deutschlandfunks die Ein- 
reise zu dem Olympia-Qualifikationsspiel im 
Hallenhandball am 6. März 1976 in Chemnitz 
verweigert, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — im Hinblick auf die in 
Helsinki getroffenen Vereinbarungen unter- 
nommen? 

Trifft es zu, daß im Ostberliner Herrschaftsbe- 
reich der hippokratische Eid der Ärzte abge- 
schafft worden ist, und welche Auswirkungen 
wird dies — bejahendenfalls — auf die ärzt- 
liche Tätigkeit und auf die Zusammenarbeit 
mit Ost-Berlin auf gesundheitspolitischem Ge- 
biet haben? 

Wird die Bundesanstalt für gesamtdeutsche 
Aufgaben im Seminarmaterial auch die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
7. Juli 1975 angesichts ihrer Bedeutung für die 
Rechtslage Deutschlands und der Deutschen 
zur Verteilung bringen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


80. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Bleibt die Bundesregierung bei der von Ver- 
tretern des Bundesforschungsministeriums ge- 
äußerten Haltung, daß die Errichtung einer 
Wiederaufbereitungsanlage für Kernbrennstof- 
fe in Verbindung mit einer Deponie zur End- 
lagerung radioaktiver Abfälle nicht gegen den 
Willen der betroffenen Bevölkerung vorge- 
nommen werden soll? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß sich 
im Landkreis Aschendorf-Hümmling der Kreis- 
ausschuß sowie sämtliche Samtgemeinden mit 
Nachdruck gegen die Errichtung einer solchen 
Anlage auf dem Gebiet des Kreises Aschen- 
dorf-Hümmling ausgesprochen haben, und die- 
se Haltung sowohl im Landkreis Aschendorf- 
Hümmling als auch im benachbarten Landkreis 
Meppen von einer Fülle von Verbänden und 
Organisationen unterstützt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
eindeutigen Haltung der betroffenen Bevölke- 
rung und angesichts der Tatsache, daß der 
emsländische Raum bereits jetzt mit militäri- 
schen und atomaren Anlagen außerordentlich 
stark belastet ist, den Verzicht auf weitere 
Bohrversuche in diesem Raum zu prüfen und 
zu veranlassen? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für For- 
schung und Technologie mich — wie in der 
Westfälischen Rundschau vom 26. Februar 
1976 gemeldet — wegen meiner Öffentlich- 
keitsarbeit gerügt hat, und wenn ja, welche 
Gründe haben ihn dazu veranlaßt? 

Welche Forschungsaufträge, Gutachten und 
Studien hat die Friedrich-Ebert-Stiftung Bonn 
seit 1969 von der Bundesregierung — geglie- 
dert nach Sachgegenstand und Auftragssum- 
me — erhalten? 

Welche Forschungsaufträge, Gutachten und 
Studien hat das Wirtschaftswissenschaftliche 
Institut des DGB (WSI), Düsseldorf, seit 1969 
für die Bundesregierung bearbeitet, und wie 
gliedern sich die einzelnen Aufträge nach 
Sachgegenstand und Auftragssumme? 

In welchem Umfang sind überhaupt die not- 
wendigen Geräte zur Überwachung der kern- 
technischen Anlagen entsprechend den Kon- 
trollen durch die internationale Atomenergie- 
behörde in der Bundesrepublik Deutschland 
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vorhanden, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung hier insbesondere die Bemerkungen hier- 
zu durch das „Projekt Spaltstof flußkontrolle" 
der Gesellschaft für Kernforschung in ihrem 
Jahresbericht für 1974? 

87. Äbeigordneter Welche unterschiedlichen Kontrollen kerntech- 

Engelsberger nischer Anlagen existieren zur Zeit in den 
(CDU/CSU) Staaten der Europäischen Gemeinschaft, und 

welchen Kontrollen haben sich die Kernwaf- 
fenstaaten des Atomwaffensperrvertrags zur 
Kontrolle ihrer zivilen Anlagen unterworfen? 

88. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 

Dr. Franz tragen, daß aus Anlaß der Verlegung der Ab- 

(CDU/CSU) teilung linguistische Datenverarbeitung Bonn 

des Instituts für Deutsche Sprache und der Auf- 
lösung der Forschungsgruppe Limas Bonn 
der Frauenhofergesellschaft München entspre- 
chend der Zusagen in der Fragestunde vom 
6. November 1975 (Drucksache 7/4242) für die 
Einhaltung sowohl der Gesetze, des Rationali- 
sierungsschutz-Tarifvertrags für Angestellte 
vom 29. Oktober 1971 Sorge zu tragen, wie 
auch für die Erstellung eines Sozialplans 
entsprechend früheren Abschlüssen bei ähn- 
lichen Anlässen, ohne daß es weiterhin dazu 
kommt, daß sich die Zuwendungsempfänger 
oder deren nicht zu Entscheidungen befugten 
Mittelsmänner auf eigene Mittellosigkeit be- 
rufen, wie es im Fall der Forschungsgruppe 
Limas geschehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
zu gegebener Zeit über den Rahmen der 
35 Millionen DM des Sonderprogramms zu- 
gunsten der Sicherung von Ausbildungsplätzen 
in der gewerblichen Wirtschaft gemäß den 
Richtlinien vom 5. Februar 1976 hinaus weitere 
Mittel zur befristeten Bekämpfung konjunktur- 
bedingter Jugendarbeitslosigkeit bereitgestellt 
werden können? 

90. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die kas- 
Simpfendörfer senärztlichen Vereinigungen immer mehr dazu 
(SPD) übergehen, vakante Zahnarztsitze durch schwe- 

dische Zahnärzte zu besetzen, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung diesen Sachverhalt 
angesichts der Tatsache, daß es in der Bundes- 
republik Deutschland genügend Abiturienten 
gibt, die gerne Zahnärzte würden, wenn die 
Universitäten nur die entsprechenden Ausbil- 
dungskapazitäten bereitstellen würden, und 
welche Konsequenzen wird sie daraus ziehen? 

Bonn, den 12. März 1976 
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